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Die Bundestags-
fraktion DIE LINKE 
hat zum Gesetz-
entwurf der Bun-
desregierung zur 
Tarifeinheit ein 
Gutachten beim 
renommierten Ar-
beitsrechtler Prof. 
Dr. Wolfgang Däub-
ler in Auftrag gege-
ben. 

Es weist dem geplan-
ten Gesetz einen mas-
siven Eingriff in die 
Koalitionsfreiheit der 
Beschäftigten vor, da-
mit ist es grundgesetz-
widrig. „Der faktische 
Entzug des Rechts, Ta-
rifverträge abzuschlie-
ßen und dafür einen Ar-
beitskampf zu führen, 
stellt einen denkbar 
weitreichenden Eingriff 
dar, der nur noch durch 
ein Gewerkschaftsver-
bot übertroffen werden 
könnte,“ warnt Däubler 
eindringlich. Sein Fazit: 
Das Gesetz ist nicht geeig-
net, der angeblichen Zer-
splitterung der Tarifland-
schaft Einhalt zu gebieten. 
Vielmehr gilt: Wer das 
Streikrecht für bestimmte 
Gewerkschaften per Ge-
setz einschränkt, bedroht 
deren Existenz. 

Der von der Bundesregie-
rung eingebrachte Gesetz-
entwurf sieht vor, dass bei 
konkurrierenden Tarifver-
trägen in einem Betrieb 
nur derjenige der größeren 
Gewerkschaft zur Anwen-
dung kommt. Die kleinere 
Gewerkschaft hätte damit 
keine Möglichkeit, ihren 
Tarifvertrag durchzuset-
zen. Rechtlich gesehen 

muss ein Streik jedoch 
immer das Ziel verfolgen, 
einen Tarifvertrag zu errei-
chen. Wenn ein Tarifver-
trag ohnehin nicht greift, 
darf auch nicht mehr dafür 
gestreikt werden. Damit 
wäre die Daseinsberech-
tigung der betreffenden 
Gewerkschaft in Frage ge-
stellt. Die gesetzliche Vor-
gabe der Tarifeinheit ist 
also der elegante Versuch, 
Gewerkschaften auszu-
schalten, ohne sie explizit 
zu verbieten. 

Im Übrigen hat nicht die 
Tarifautonomie, sondern 
die seit Jahren zunehmen-
de Deregulierungen 
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am Arbeitsmarkt zur 
Zersplitterung der Ta-
riflandschaft in den Be-
trieben geführt und die 
Gewerkschaften ge-
schwächt. Im Ergebnis 
sind die Löhne seit Jah-
ren faktisch von der 
wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Landes 
abgekoppelt. Allein 
im Jahr 2013 hätten 
die Beschäftigten 120 
Milliarden Euro mehr 
bekommen – wenn es 
den Gewerkschaften 
gelungen wäre, die 
Lohnquote, also den 
Anteil der Löhne und 
Gehälter am Volks-
einkommen, auf dem 
Niveau vom Jahr 
2000 zu halten! 

Das Motiv für diese 
gesetzliche Rege-
lung ist politisch 

motiviert und nicht recht-
lich begründet. Auch das 
stellt das Gutachten von 
Prof. Däubler klar. DIE 
LINKE widersetzt sich 
massiv dem Versuch, 
durch Verfassungsbruch 
die Freiheitsrechte des 
Einzelnen zu beschnei-
den und die Existenz frei 
gebildeter Gewerkschaf-
ten zu gefährden.      t

Das Gutachten ist auf mei-
ner Webseite als PDF zum 
Herunterladen verfügbar: 
îhttp://bit.ly/1JNWn49

Schwerpunkt   Tarifeinheit bedroht kleinere Gewerkschaften

Auf ein Wort

Liebe Leserinnen,
liebe Leser, 

als eines der letzten Län-
der Europas hat Deutsch-
land nun endlich auch 
einen Mindestlohn. Zehn 
Jahre hat DIE LINKE an 
der Seite der Gewerk-
schaften dafür gestrit-
ten und gekämpft. Doch 
kaum ist der Mindestlohn 
eingeführt, will die CDU 
ihn bereits wieder auf-
weichen. Mir scheint, als 
würde sie mit aller Macht 
den Niedriglohnsektor 
in Deutschland erhalten 
wollen. Dabei ist ein star-
ker Mindestlohn wichti-
ger denn je. Die Schere 
zwischen Arm und Reich 
spannt sich immer wei-
ter auf. Gerade erst hat 
Oxfam eine Studie veröf-
fentlicht, die warnt, dass 
bereits 2016 das reichste 
1 Prozent der Welt mehr 
besitzen wird als der ge-
samte Rest der Welt. Die 
wachsende soziale Un-
gleichheit wird eine im-
mer größere Gefahr für 
den Zusammenhalt un-
serer Gesellschaft. Linke 
Politik ist heute wichtiger 
denn je – als Politik der 
Vernunft, der Menschen-
würde und des solidari-
schen Miteinander. In die-
sem Sinne – ein gesundes 
und kämpferisches Jahr 
2015. Fairer Handel statt TTIP

Kampf gegen Rechts

in Schweinfurt
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Kurzmeldungen

Wir sind die 99 Prozent!
Sogar US-Präsident Barack 
Obama hat sich kürzlich in 
seiner Rede zur Lage der Na-
tion für höhere Steuern für 
Reiche ausgesprochen. Kein 
Wunder: Die wachsende so-
ziale Ungleichheit gefährdet 
den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt.
In der Großen Koalition al-
lerdings bleibt dieses Thema 
tabu. Dabei müsste auch in 
Deutschland dringend ge-
gengesteuert werden: Laut 
statistischem Bundesamt 
sind die Unternehmens- 
und Gewinneinkommen 
von 2000 bis 2013 real um 
24 Prozent gestiegen. Eine 
Studie der UBS Bank zeigt 
auf, dass das Vermögen der 
Superreichen in Deutsch-
land – das sind jene, die 30 
Mio. Dollar und mehr be-
sitzen – von 2013 auf 2014 
um 10 Prozent wuchs, auf 
2.583 Mrd. Dollar. Die rea-
len Arbeitnehmerentgelte je 
Beschäftigten hingegen sind 
in dieser Zeit um 3,1 Prozent 
gesunken. Auch die Ren-
ten langjährig Versicherter 
schrumpften zwischen 2000 
und 2012 im Westen real um 
19 Prozent, im Osten sogar 
um 23,4 Prozent.
Weltweit ist die soziale Un-
gleichheit noch krasser. Eine 
Studie der internationalen 
Entwicklungsorganisation 
Oxfam zeigt, dass 2016 das 
reichste Prozent der Weltbe-
völkerung mehr Vermögen 
besitzen wird als die ande-
ren 99%. 
Wir brauchen rasch eine 
Millionärssteuer, eine An-
hebung des Spitzensteuer-
satzes und die Abschaffung 
der Abgeltungssteuer, damit 
Kapitalerträge nicht gerin-
ger besteuert werden als 
Einkommen aus Arbeit. 

Seit fünf Jahren gibt es 
anlässlich der jeden 
Januar stattfindenden 
Agrarmesse „interna-
tionale Grüne Woche“ 
die Demo „Wir haben es 
satt“. 
Das breite Bündnis von 
120 Organisationen und 
in diesem Jahr mehrere 
Zehntausend Gleichge-
sinnte kämpfen für eine 
bäuerliche, ökologischere 
Landwirtschaft. Die De-
monstrantinnen und De-
monstranten sprechen sich 
gegen eine durch industri-
elle Megaställe geprägte 
Agrarindustrie und gegen 
Gentechnik aus.
 Auch die Freihandelsab-
kommen TTIP und CETA 
waren in diesem Jahr Ge-
genstand des Protests - der 
Schlingerkurs der Bundes-
regierung macht es not-
wendig! Denn TTIP und 
CETA bedrohen Umwelt- 
und Verbraucherstan-
dards. Mühsam erkämpfte 
soziale und demokratische 
Rechte und Schutzmecha-
nismen drohen über Bord 
zu fliegen.

Auch DIE LINKE. hat mit-
protestiert. Wir wollen eine 
Agrarpolitik, die sich zu-
erst auf den Wochenmarkt 
und nicht nur auf den 
Weltmarkt konzentriert. 
Wir wollen eine Landwirt-
schaft mit guten Arbeits-
bedingungen, so dass sich 
den ländlichen Räumen 
eine Erwerbsperspektive 
eröffnet. Wir fordern eine 
bodengebundene Tierhal-
tung, die das Tierwohl in 
den Mittelpunkt stellt. Wir 
wollen eine gentechnik-
freie und klimafreundli-

International   Wir haben TTIP satt!

Kurz vor Weihnachten 
erreichte mein Büro eine 
hochwertig gedruckte 
Weihnachts-Faltkarte 
der Bundesagentur für 
Arbeit.
In silberner Schrift auf 
roteschimmerndem Un-
tergrund wurde dabei für 
Hartz IV geworben. „Noch 

nie wurde so intensiv mit 
Menschen am Rande oder 
gar außerhalb der Gesell-
schaft an der Hoffnung auf 
eine bessere Zukunft ge-
arbeitet“, heißt es in dem 
Innentext. Auf der Vorder-
seite, kurz Schlagworte, 
die die Grundsicherung 
schönzeichnen: „Proble-

me lösen“, „Menschen 
stärken“, „Mut machen“ 
oder „Hoffnung geben“ 
ist dort zu lesen. Für 
Menschen wie mich, die 
tagtäglich Hilferufe und 
Sorgen von Menschen 
in ALG-II-Bezug erreicht, 
ist diese Karte an Ge-
schmacklosigkeit kaum 
zu überbieten. Daher 
habe ich eine schriftli-
che Frage an die Bun-

Hartz IV   Neun Euro für Pro-Hartz IV-Geschmacklosigkeit

che Landbewirtschaftung. 
Und wir sind klar gegen 
TTIP und CETA. Wir wol-
len keine Exportförderung 
durch Standardabsenkung 
und Preiskampf. Wir wol-
len auch kein Ekelfleisch 
– weder von hier noch aus 
den USA – und keine eu-
ropäischen Spezialitäten 
made in USA. Die Nürn-
berger Bratwurst muss 
auch aus Nürnberg kom-
men. Wir brauchen fairen 
Handel statt sogenann-
ten freien Handel!     t

desregierung gestellt, wie 
viel diese zynischen Weih-
nachtsgrüße gekostet ha-
ben. Aus der Antwort geht 
hervor, dass jede dieser 
Weihnachtskarten stolze 
9 Euro (Produktion und 
Versand) gekostet haben. 
Während die Menschen 
in ALG-II Bezug zum radi-
kalen Sparen angehalten 
werden, schöpft die Bun-
desagentur für Arbeit aus 
den Vollen. Neun Euro 
sind das Dreifache dessen, 
was ein Kind laut Regelsatz 
pro Tag für Essen zur Ver-
fügung hat. Für mich ist 
das blanker Zynismus.    t     

Bilder der Karte und die 
Antwort der Bundesregie-
rung sind îhier.      

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/014/1801435.pdf
http://bit.ly/1Jmgt5m
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Vor fünf Jahren gründete 
sich das regionale Bünd-
nis für Toleranz und De-
mokratie „Schweinfurt 
ist bunt“.
Im Gründungstext heißt es: 
„Das Bündnis ist sich dar-
über einig, dass Rechtsex-
tremismus in Schweinfurt 
keine Chance haben darf. 
Rassismus, Ausländerhass, 
Gewalt und die Verfolgung 
von Minderheiten sind mit 
den Werten einer aufge-
klärten Gesellschaft nicht 
vereinbar.“ Mittlerweile 
besteht „Schweinfurt ist 
bunt“ aus über 85 Mit-

gliedsorganisationen. Der 
Zulauf reißt nicht ab. Da-
mit hat Schweinfurt eine 
starke Gegenstimme, die 
sich PEGIDA und seinen 
Mitläufern entschlossen 
entgegenstellt.
Wie die Aktivitäten hierzu 
genau aussehen sollen, soll 
auf einer Vollversamm-
lung im März beschlossen 
werden. Dazu soll auch ein 
Experte eingeladen wer-
den. „Einhergehend mit 
der inhaltlichen Befassung 
wollen wir die Würzburger 
Gegenbewegung zu WÜGI-
DA rund um das Bündnis 

Bayern   Schweinfurt ist bunt Problematische 
Exportüberschüsse
Der Vorsitzende des Ost-
Ausschusses der Deutschen 
Wirtschaft Eckhard Cordes 
beklagt, dass vor allem die 
Europäer den wirtschaftli-
chen Preis für den Konflikt 
zwischen Russland und der 
Ukraine zahlen. So sind 
2014 die deutschen Exporte 
nach Russland um 18 Pro-
zent gesunken, die US-Ex-
porte hingegen um ein Pro-
zent gestiegen. Es scheint, 
als ob die Amerikaner uns 
nicht nur auf Schritt und 
Tritt überwachen, sondern 
auch wirtschaftlich falsch 
spielen.
Mit Hilfe des schwachen 
Wechselkurs des Euro ha-
ben deutsche Unternehmen 
2014 dennoch so viel aus-
geführt wie noch nie: Das 
Statistische Bundesamt ver-
zeichnet Exporte im Wert 
von 1133,6 Milliarden Euro. 
Trotz Importen auf Höchst-
stand ergab sich ein Re-
kord-Exportüberschuss. Für 
217 Milliarden Euro mehr 
haben deutsche Unterneh-
men 2014 ans Ausland ver-
kauft als dort eingekauft. Es 
macht jedoch keinen Sinn, 
auf Dauer Exportüberschüs-
se zu erzielen. Vielmehr 
sind sie ein Zeichen dafür, 
dass wir dauerhaft unter un-
seren Verhältnissen leben. 
Auch das Stabilitätsgesetz 
schreibt als ein Ziel staat-
licher Wirtschaftspolitik, 
ein außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht fest. Deshalb 
sollte die Binnennachfrage 
gestärkt werden – auch um 
die Abhängigkeit von exter-
nen Faktoren wie billigen 
Öl und schwachem Euro 
abzumildern. Ein staatliches 
Investitionsprogramm und 
höhere Löhne sind dazu not-
wendig.
Mit einer Investitionslücke 
von einer Billion Euro seit 
1999 und stagnierenden Re-
allöhnen in Bezug auf das 
Jahr 2000 ist dies ohnehin 
naheliegend.

für Zivilcourage unterstüt-
zen“, sagte Bündnisspre-
cher Frank Firsching.
Noch immer wartet man 
auf ein positives Signal 
der Schweinfurter CSU, 
die auf ihrem Neujahremp-
fang in Schweinfurt sagte 
„Die CSU steht immer in 
der ersten Reihe, wenn es 
gilt, Demokratie und Frei-
heit zu verteidigen.“ Trotz 
solcher Aussagen konnte 
sich die CSU aber bisher 
nicht zu einem Betritt zum 
Bündnis entschließen.  t

Zum 1. Juli 2014 setzten 
Union und SPD mit ihren 
Stimmen eine Diätener-
höhung für die Bundes-
tagsabgeordneten um 
zehn Prozent innerhalb 
von sieben Monaten 
durch. 
DIE LINKE sieht in der 
schnellen Anhebung ein 
falsches Signal. Sicher 

haben auch Abgeordnete 
einen Anspruch auf die 
Erhöhung ihrer Bezüge 
entsprechend der wirt-
schaftlichen Entwicklung. 
Aber in den Tarifrunden 
der Gewerkschaften geht 
es eben um eine Erhöhung 
von vier bis sechs Prozent 
innerhalb von zwei Jahren. 
Daher spendet die Bun-

Bayern   Spende der Diätenerhöhung an SOS-Kinderdörfer
destagsfraktion insgesamt 
100.000 Euro an die SOS-
Kinderdörfer.
Die bayerischen Bundes-
tagsabgeordneten der LIN-
KEN Eva Bulling-Schröter, 
Nicole Gohlke, Klaus Ernst 
und Harald Weinberg über-
gaben ihren Anteil von 
6.000 Euro das SOS-Kin-
derdorf in Nürnberg.   t
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Der Arbeitsrechtler Pro-
fessor Wolfgang Däubler 
hat für die Linksfraktion 
ein îGutachten zur Ta-
rifeinheit erstellt. Die ge-
setzliche Vorgabe der Ta-
rifeinheit ist der elegante 
Versuch, Gewerkschaften 
auszuschalten, ohne sie ex-
plizit zu verbieten.

In meiner îRede zu Inves-
tor-Staat Schiedsgerichten 
in CETA und TTIP stelle 
ich die Frage, warum wir 
Abgeordnete freiwillig auf 
demokratische rechtsstaat-
liche Grundsätze verzich-
ten sollten. Nein zu CETA 
und TTIP!

Im îAntrag „Interessen-
geleitetetes Gutachten 
zu Investorenschutz zu-
rückweisen“ fordert die 
Linksfraktion, keinesfalls 

das Gutachten von Herrn 
Dr. Stephan Schill als Ent-
scheidungsgrundlage zu 
nehmen. Dieser ist nicht 
neutral, da er selber auf 
der ICSID-Schlichterliste 
steht.

Der îAntrag „Sanktionen 
gegen Russland aufheben“ 
will, dass die Wirtschafts-
sanktionen gegen Russ-
land möglichst umgehend 
aufgehoben werden, da sie 
weder zielführend noch 
ökonomisch sinnvoll sind 
und noch mehr Probleme 
verursachen als lösen.

Bei der îDebatte um den 
Meisterbrief kritisiere ich 
die Handwerksnovelle 
2004, denn Liberalisierung 
und Deregulierung gefähr-
den berufliche Qualitäts-
Standards.

NEU: 

Die Homepage von Klaus Ernst 
optimiert für mobiles Surfen. 
Einfach den QR-Code scannen und 
unterwegs immer informiert sein.

In der îAntwort auf die 
Kleine Anfrage „Einfüh-
rung und Umsetzung des 
Mindestlohns“ kommt he-
raus, dass die Bundesre-
gierung sich zu wenig Ge-
danken um die Umsetzung 
gemacht hat.

In der îAntwort auf die 
Kleine Anfrage „Vatten-
fall-Klage gegen die Bun-
desrepublik Deutschland“ 
versteckt sich die Bundes-

regierung bei Informatio-
nen zur Vattenfall-Klage 
gegen die Bundesrepublik 
Deutschland hinter „kon-
kreten Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnissen“. 

In einer îPressemittei-
lung kritisiere ich Merkels 
Ankündigung, die Doku-
mentationspflicht beim 
Mindestlohn weiter schlei-
fen zu wollen.

Neues im Internet   Presse, Reden, Parlamentarisches

Klartext! Politischer 
Aschermittwoch der 
LINKEN Schweinfurt 
mit Klaus Ernst (MdB) 
und Frank Firsching

Mi, 18. Februar 
19 Uhr, Schweinfurt

Klartext am Aschermittwoch: In der 
Sportgaststätte des TV Oberndorf in 
Schweinfurt (Hermann-Gräf-Allee 
1) gibt es am Mittwoch, 18. Februar 
2015, ab 19 Uhr wieder die traditio-
nell deftigen Kommentare der LIN-
KEN zur Tagespolitik. Klaus Ernst 

(MdB) sagt, was in der Bundespolitik Sache ist, 
Frank Firsching, Fraktionsvorsitzender der LIN-
KEN in Schweinfurt, knöpft sich die kommuna-
len Themen vor. Die kritischen musikalischen 
Töne kommen von der DGB-Songgruppe, und 
bereits ab 18 Uhr wird der legendäre „Neuge-
bauers Heringstopf“ serviert.
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